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Beglaubigte Abschrift 1647/18

Amtsgericht Coburg

Az.: 15 C 1952/18

IM NAMEN DES VOLKES

In dem Rechtsstreit

Klägerin

gegen

Beklagte

ProzesshQvollmächtigte

erlässt das Amtsgericht Coburg durch Richter am Amtsgericht am 20.12.2018 aufgrund
des Sachstands vom 18.12.2018 ohne mündliche Verhandlung gemäß §495a ZPO folgendes

Endurteil

(abgekürzt nach § 313a Abs. 1ZPO)

1. Die Beklagte wird verurteilt,, an die Firma

•restliche 235,62 € nebst Zin-
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sen in Höhe von 5 Prozentpunkten über dem jeweiligen Basiszinssatz seit 17.10.2018 zu

zahlen.

2. Die Beklagte trägt die Kosten des Rechtsstreits.

3. Das Urteil ist vorläufig vollstreckbar.

4. Der Streitwertwird auf 235,62 € festgesetzt, § 48 Abs. 1 GKG.

Entscheidungsgründe

Diezulässige Klage ist umfassend begründet.

Der Klägerin steht gegenüber der Beklagten nach dem Verkehrsunfall vo l für wel

chen die Beklagte dem Grunde nach umfassend eintrittspflichtig ist, Anspruch aufweitere 235,62

€ zur Zahlung an den Reparaturbetrieb gemäß §§ 7 Abs. 1 StVG, 115WG, 249ff. BGB zu.

Der Klägerin steht Anspruch auf vollständigen Ausgleich der Reparaturkosten einschließlich der

dort in Ansatz gebrachten Verbringungs- und Reinigungskosten entsprechend der Reparaturkos

tenrechnung zu. Die Klägerin hatte nach dem Unfallgeschehen ein Schadensgutachten in Auftrag

gegeben, in welchem bereits Verbringungskosten kalkuliert sind. Solche finden sich sodann inder

Reparaturechnung wieder. Es entspricht dem üblichen Werkstattrisiko, wenn das Autohaus zu

lange, zu teuer oder sonst außerhalb des Einflussbereichs des Auftraggebers unwirtschaftlich re

pariert. Ein solches Risiko trägt jedenfalls nicht der Geschädigte als Auftraggeber, sondern der

Schädiger, mithin die eintrittspflichtige Haftpflichtversicherung. Die Beklagte kann auch nicht da

mit gehört werden, dass ein Unfallgeschädigter die Reparaturdurchführung „überwachen" müsse.

Die Beklagte hat nicht erklärt, wie dies praktisch umzusetzen geht, ob sie also tatsächlich von ei

nem Unfallgeschädigten erwartet, dass dieser quasi rund um die Uhr neben dem zu reparieren

den Fahrzeug ausharrt, um hinterer überprüfen zu können, ob das Fahrzeug tatsächlich zum

Zwecke der Lackierung andernorts verbracht wurde oder nicht. Solches wäre lebensfremd. All

dies unterfällt dem allgemeinen Risiko des Schädigers. Denn nach der ständigen BGH-Recht

sprechung soll das Schadensrisiko nicht „auf dem Rücken des Unfallgeschädigten ausgetragen

werden". Insoweit kann die Beklagte, wenn sie der Meinung ist, dass die Reparaturwerkstatt

falsch repariert oder einen unrichtigen Reparaturweg eingeschlagen hat (indem sie ohne Notwen

digkeit des Auto zu einem Lackierbetrieb verbracht hat), sich etwaige Regressansprüche abtreten
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lassen, vgl. § 255 BGB. Da hier Regressansprüche zur Abtretung bereits angeboten wurden,

mag die Beklagte die Abtretung annehmen, so dass insoweit keine Zug-um-Zug-Verurteilung
mehr zu tenorieren ist.

Zinsen: § 291 BGB

Kosten: § 91 Abs. 1 ZPO

Vorläufige Vollstreckbarkeit: §§ 708 Nr. 11, 713 ZPO

Rechtsbehelfsbelehrung:

Gegen die Entscheidung kann das Rechtsmittel der Berufung eingelegt werden. Die Berufung ist nur zuläs
sig, wenn der Wert des Beschwerdegegenstands 600 Euro übersteigt oder das Gericht des ersten Rechtszu
ges die Berufung im Urteil zugelassen hat.

Die Berufung ist binnen einer Notfrist von einem Monat bei dem

Landgericht Coburg
Ketschendorfer Str. 1
96450 Coburg

einzulegen.

Die Frist beginnt mit der Zustellung der vollständigen Entscheidung, spätestens mit Ablauf von fünf Monaten
nach derVerkündung der Entscheidung.

Die Berufung muss mit Schriftsatz durch eine Rechtsanwältin oder einen Rechtsanwalt eingelegt werden Die
Berufungsschnft muss die Bezeichnung der angefochtenen Entscheidung und die Erklärung enthalten dass
Berufung eingelegt werde.

Die Berufung muss binnen zwei Monaten mit Anwaltsschriftsatz begründet werden. Auch diese Frist beqinnt
mit der Zustellung der vollständigen Entscheidung.

w!nnnHf;ew??eidBUn9,umit,der der Streitwert fest9esetzt worden ist, kann Beschwerde eingelegt werden,Ten hat Beschwerdegegenstands 200 Euro übersteigt oder das Gericht die Beschwerde zugelas-

Die Beschwerde ist binnen sechs Monaten bei dem

Amtsgericht Coburg
Ketschendorfer Str. 1
96450 Coburg

einzulegen.

SZJÜÜ* be?inn!,mit uEi treten der Rech skraft der Entscheidung in der Hauptsache oder der anderweitiaenn tEr.ed.gung des Verfahrens. Ist der Streitwert später a.s einen Monat vor Anlauf JZS^SS^
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festgesetzt worden, kann die Beschwerde noch innerhalb eines Monats nach Zustellung oder formloser Mit
teilung des Festsetzungsbeschlusses eingelegt werden. Im Fall der formlosen Mitteilung gilt der Beschluss
mit dem dritten Tage nach Aufgabe zur Post als bekannt gemacht.

Die Beschwerde ist schriftlich einzulegen oder durch Erklärung zu Protokoll der Geschäftsstelle des genann
ten Gerichts. Sie kann auch vor derGeschäftsstelle jedesAmtsgerichts zu Protokoll erklärt werden; die Frist
ist jedoch nur gewahrt, wenn das Protokoll rechtzeitig bei dem oben genannten Gericht eingeht. Eine anwalt
liche Mitwirkung ist nicht vorgeschrieben.

Rechtsbehelfe können auch als elektronisches Dokument eingereicht werden. Eine einfache E-Mail genügt
den gesetzlichen Anforderungen nicht.

Das elektronische Dokument muss
- mit einer qualifizierten elektronischen Signatur derverantwortenden Person versehen sein oder
- von der verantwortenden Person signiert und auf einem sicheren Übermittlungsweg eingereicht werden.

Ein elektronisches Dokument, das mit einer qualifizierten elektronischen Signatur der verantwortenden Per
son versehen ist, darf wie folgt übermittelt werden:

- auf einem sicheren Übermittlungsweg oder
- an das für den Empfang elektronischer Dokumente eingerichtete Elektronische Gerichts- und Verwal

tungspostfach (EGVP) des Gerichts.

Wegen der sicheren Übermittlungswege wird auf § 130a Absatz 4 der Zivilprozessordnung verwiesen. Hin
sichtlich der weiteren Voraussetzungen zur elektronischen Kommunikation mit den Gerichten wird auf die
Verordnung über die technischen Rahmenbedingungen des elektronischen Rechtsverkehrs und über das be
sondere elektronische Behördenpostfach (Elektronischer-Rechtsverkehr-Verordnung - ERW) In der jeweils
geltenden Fassung sowie auf die Internetseite www.justiz.de verwiesen.

gez.

Richter am Amtsgericht

Für die Richtigkeit der Abschrift
Coburg, 20.12.2018

JSekr
Urkundsbeamter der Geschäftsstelle

Durch maschinelle Bearbeitung beglaubigt
- ohne Unterschrift gültig


